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Vorsitzender Lortherdffnet die Sitzung um 10.42 Uhr und begriifdt die Anwesenden,
insbesondere die Mitglieder des Regionalrates, Frau Regierungsvizeprésidentin Schwarz und
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bezirksregierung, Frau Koétter fir das Ministerium
far Verkehr, Energie und Landesplanung, Herrn Dr. Rostock als Protokollfuhrer sowie die
Zuhorerinnen und Zuhorer auf der Tribine und die Vertreter der Presse.

Der Vorsitzende stellt fest, der Regionalrat sei zu dieser Sitzung frist- und formgerecht
einberufen worden, und die Beschlussfahigkeit liege vor, da mehr als die Hélfte der stimmbe-
rechtigten Mitglieder anwesend seien.

Fur heute entschuldigt hétten sich von den stimmberechtigten Mitgliedern Herr Frie-
lingsdorf, von den beratenden Mitgliedern Frau Fahner, Herr Althoff und Herr Dudzus.

TOP 1: Feststellung der Tagesordnung (Grundlage: aktualisierte Fassung,
Stand: 20.05.2003)

Herr G6tz (CDU) merkt an, in Bezug auf die Niederschrift Gber die vorangegangene
Sitzung gebe es Anderungsbedarf. Dies filhre die CDU-Fraktion zu dem Vorschlag, Punkt 3
der Tagesordnung auf die néchste Sitzung zu vertagen.

Ferner empfehle es sich, den Punkt 5 - einem Wunsch der Bezirksregierung entspre-
chend - unmittelbar im Anschluss an Punkt 2, also vor Punkt 4, zu behandeln.

Die Befassung mit Punkt 10 solle - so sei esim Altesterrat vereinbart worden - auf die
letzte Sitzung des Regionalrates in diesem Jahr verschoben werden.

Der Regionalrat fasst einstimmig den Beschluss, die Tagesordnung in der so abge-
wandelten Form festzustellen.

TOP 2 Benennung eines stimmberechtigten Mitgliedes des Regionalrates zur
Mitunterzeichnung der Niederschrift der 13. RR-Sitzung am 23. Ma 2003

Der Regionarat fasst einstimmig den Beschluss, Herrn Finke fir die FDP-Fraktion zu
benennen.

TOPG5: Anfragen
5a:  Anfrage der CDU-Fraktion zur Sanierung der ehemaligen Hausmullde-
ponie in Bornheim- Hersel
Drs. Nr.. RR 101/2003 (TV)

Herr Salitter (CDU) flhrt aus, es sei zu begrii3en, dass die Bezirksregierung innerhalb
kurzer Zeit eine schriftliche Antwort auf diese Anfrage gegeben habe. Der Inhalt der Antwort
konne in einigen Teilen alerdings nicht tberzeugen. Die Technik der Deponie-Abdichtung
mit einer Tonschicht sei veraltet; Forderungen, diese Technik anzuwenden, wirden bundes-
weit - mit Ausnahme des Regierungsbezirks Koln - nicht mehr erhoben. Uberall gehe man
dazu Uber, zur Abdichtung Asphaltschichten aufzubringen.

Hinzu komme hier, dass durch das Deponiegeldnde eine - auch von Schwerlastverkehr
- stark befahrene Land esstral3e fuhre, die L 183n, die in Kirze einen direkten Autobahnan-
schluss erhalten werde und dadurch noch mehr Verkehr werde aufnehmen mussen. Die mit
dieser Straf3e bisher gemachten Erfahrungen zeigten deutlich, dass bel der Deponie-
Abdichtung der Verwendung von Asphalt gegentiber dem Auftragen einer Tonschicht der
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Vorzug zu geben sai, weil nur dann auftretende Risse sofort erkannt und behoben werden
konnten.

Zudem existiere seit dem Sommer vergangenen Jahres eine neue Deponieverordnung
des Bundes, die eindeutig besage, dass das Aufbringen einer Asphaltschicht zur Deponie-
Abdeckung zuléssig sei. Bedauerlicherwel se scheine diese Verordnung noch nicht den Weg
von Berlin Uber Dusseldorf bis zur Bezirksregierung Koln gefunden zu haben. Wére es an
ders, konnte die Bezirksregierung die Einschéatzung, die in ihrer schriftlichen Antwort enthal-
ten sei, wohl kaum aufrechterhalten.

Herr Becker (DIE GRUNEN) meint demgegentiber, es kénne bei verniinftiger Be-
trachtungsweise nicht sinnvoll erscheinen, 27 ha- und um eine solche Flache gehe es hier -
mit einer Asphaltabdeckung zu versehen, sie also nicht zu rekultivieren. Es gehe letzten En
des gar nicht um die Entscheidung zwischen einer mineralischen und einer Asphaltabdich
tung, sondern - auch wenn die Stadt Bonn dies nicht klar zum Ausdruck bringe - um den Ver-
such, ein Gebiet von erheblicher Grofie einer gewerblichen Nutzung zuzufihren. Aus diesem
Grunde auf eine Rekultivierung zu verzichten wére aber geradezu abenteuerlich.

Herr Salitter (CDU) entgegnet, von den fraglichen 27 ha seien zwei Drittel bereits seit
24 Jahren mit einer Basisabdeckung versehen, und einer Rekultivierung stehe Uberhaupt
nichts im Wege. |hm gehe es darum, dass bei den Gbrigen Fichen auf eine Tondecke alter
Art, wie man sie vor 15 Jahren verwendet habe, zugunsten eines moderneren Materials
verzichtet werde.

Der Regionalrat nimmt die Antwort zur Kenntnis.

TOP 4. Antrége
4a:  Antrag der Fraktionen CDU, DIE GRUNEN und FDP zur Erhaltung
des Standortes K6In al's Betriebssitz des L andesbetriebes Stral3enbau
NRW
Drs. Nr.. RR 102/2003 (TV)

Herr Go6tz (CDU) fuhrt aus, mit dieser Resolution spréachen sich die drei antragstellen-
den Fraktionen eindeutig fUr den Erhalt des Sitzes Kdln des Landesbetriebes Stral3enbau aus.
Sie machten zugleich deutlich, dass ein Wortbruch der Landesregierung vorlége, wenn diese
Forderung nicht erfillt wirde und wenn die Verwaltungssitze des Landesbetriebes in Gelsen
kirchen zusammengel egt wirden.

Herr Becker (DIE GRUNEN) unterstreicht dies und fiigt hinzu, bedauerlicherweise sei
dem Land durch das Verhaten des Landschaftsverbandes Rheinland, namlich durch die Kin-
digung von Raumlichkeiten in Koln, ein Vorwand dafUr geliefert worden, so vorzugehen, wie
es jetzt beabsichtigt sei. Das Vorhaben des Landes sel zu kritisieren, denn es gebe in dieser
Sache klare Absprachen, und wenn politisches Handeln auch nur einigermal3en verlasslich
sein solle, dirften solche Absprachen nicht eine Gltigkeit von nur wenigen Jahren besitzen.

Frau Loida (SPD) schlief3t sich der Einschétzung, die Plane der Landesregierung, ins-
besondere der mit ihnen verbundene Abbau von Arbeitspldtzen in KéIn, seien nicht hinnehm:
bar, ausdrticklich an. Man musse sich allerdings fragen, ob Resolutionen wie die vorliegende
angesichts der Tatsache noch Sinn hétten, dass die Entscheidung bereits getroffen sei. So sel
jaauch gestern im Rat der Stadt KéIn eine gleichlautende Resolution von der Tagesordnung
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genommen worden, weil sowohl bei der CDU al's auch bei der Fraktion DIE GRUNEN Klar-
heit dartiber bestanden habe, dass ein Protest gegen feststehende Fakten ins Leere laufe.

Vors. Lorthwendet sich gegen diese Beurteilung des Sachstandes mit den Worten, die
vorliegende Resolution komme durchaus noch zur rechten Zeit. Die Landesregierung habe
zwar einen Gesetzentwurf eingebracht, aber Uber ihn werde im Lardtag derzeit noch beraten,
die zweite und die dritte Lesung stiinden noch bevor, und deshalb seien Anderungen in der
Frage des Sitzes des L andesbetriebes Stral3enbau nach wie vor moglich.

Herr Finke (FDP) meint ebenfalls, die eingebrachte Resolution komme genau zum
richtigen Zeitpunkt. Der Regionarat musse die Winsche, die in ihr zum Ausdruck k&men,
deutlich artikulieren. Wenn die Fraktion der SPD nur beztiglich des Verfahrensablaufs gewis-
se Zweifel habe, inhatlich aber mit der Resolution einverstanden sei, sei sie aufgefordert,
zuzustimmen. Ein solches Abstimmungsverhalten ware zu begriufien, weil damit eine einheit-
liche Position aller im Regionalrat Koln vertretenen Krafte dokumentiert wirde, die auch im
Blick auf weitere denkbare Schritte der Landesregierung von einigem Gewicht wére.

Herr Billmann (CDU) legt dar, es sei noch nicht lange her, dass die Kompetenzverla-
gerung von den Landschaftsverbanden auf den Landesbetrieb Stral3enbau stattgefunden habe,
womit dessen Aufteilung auf die Dienstsitze Minster und Koln einhergegangen sei. Der Re-
gionarat Kdln habe in dieser Angelegenheit nicht zu entscheiden, fiihle sich aber aus guten
Grunden fur den Standort Kéln und die dort ansdssigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter so-
wie flr deren Arbeitsplétze verantwortlich. Ein Aufgeben des Standortes K6In wére auf3erdem
ein deutlicher Verlust an Burgerndhe.

Die CDU-Fraktion hétte sich gewlinscht, dass die vorliegende Resolution von allen
Parteien gemeinsam in den Regionalrat eingebracht worden wére. Es sai sehr schade, dass
sich die Vertreter der SPD dazu nicht in der Lage gesehen hétten. Zu hoffen bleibe aber, dass
sie sich nun doch zu einer Zustimmung durchringen konnten; denn der Stellenwert einer sol-
chen Resolution ware viel hdher, wenn sie einvernehmlich beschlossen wiirde.

Herr Mercks (SPD) stellt klar, auch die Fraktion der SPD setze sich fiir die Erhaltung
der 250 Arbeitsplétze in Kdln ein. Sie werde der Resolution deshalb zustimmen und bedaure
sehr, dass eine entsprechende Entscheidung in der betroffenen Stadt, also in Koln, von der
dortigen schwarzgrtinen Mehrheit verhindert worden sai.

Beschluss:
Der Regionarat nimmt die Resolution einstimmig an.

4b:  Antrag der Fraktionen CDU, DIE GRUNEN und FDP: , Keine weitere
Verstaatlichung politischer Entscheidungen!*
Drs. Nr.. RR 104/2003 (TV)

Herr G6tz (CDU) erklart, bekanntermal3en habe die rot-griine Landesregierung mit
den Entscheidungen der beteiligten Regionalrdte zum Metrorapid erhebliche Schwierigkeiten.
Aus diesem Grunde wolle sie nunmehr die 6. DVO zum Landesplanungsgesetz dahin gehend
andern, dass die Regionalréte erheblich geschwécht wirden. Angestrebt werde eine Kompe-
tenzverschiebung von der politischen auf die Verwaltungsebene, also zu den Bezirksregierun
gen, damit von Dusseldorf aus in stéarkerem Mal3e Einfluss auf anstehende Entscheidungen
genommen werden kdnne.

Anlass fur das Vorhaben der Landesregierung seien, wie erwahnt, die Auseinanderset-
zungen Uber den Metrorapid gewesen; die intendierte Kompetenzverlagerung erstrecke sich
dartber hinaus aber auf Themen wie Kraftwerkbau, Flughdfen, Schienenstrecken u. a. Auf
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diesen Feldern solle kinftig statt eines GEP-V erfahrens ein Raumordnungsverfahren stattfin
den, womit jede politische Beteiligung der Kommunen und der Regionalréte faktisch ausge-
schlossen werde. Dagegen verwahrten sich die antragstellenden Fraktionen, und sie forderten
alle im Landtag vertretenen Parteien auf, diese Plane abzulehnen. Es kdnne nicht hingenonm
men werden, dass die derzeitige Landesregierung, die die Regionalréte eingefuhrt habe, diese
nun geradezu bekampfe, weil ihr bestimmte Beschllisse nicht gefielen.

Herr Becker (DIE GRUNEN) stimmt dieser Einschatzung zu und erganzt sie mit der
Bemerkung, dass die Landesregierung im Grunde versuche, ein Metrorapid-
Erméchtigungsgesetz durchzusetzen, weil sie in dieser Sache mit den Regionalrdten im Streit
liege. Begriindet sei auch die Beflirchtung, dass sich die Kompetenzverschiebung, die damit
verbunden wére, auf weitere Themenfelder auswirken wirde. Allerdings musse davor ge-
warnt werden, dass die Regionalréte auf diesen Feldern von vornherein, gewissermalien re-
signativ, Zustandigkeiten verloren gaben. Sie sollten ihre Kompetenzen aktiv wahrnehmen
und verteidigen, etwa fur den Fall, dass von der Landesregierung bzw. von Minister Horg-
mann versucht werden sollte, auch die 3. DVO zu éndern.

Was die 6. DV O betreffe, so sei anzunehmen, dass ihre Rechtsfolgen in der Diskussi-
on Uber die Standorte von BoA-Kraftwerken zwischen dem zustéandigen Fachminister des
Landes und dem Regionalrat Koln umstritten sein wirden. Es musse namlich befurchtet wer-
den, dass die Landesregierung versuchen werde, mit Hilfe der 6. DV O diese Standorte am
Regionalrat vorbel zu bestimmen. Auch in einer solchen denkbaren Situation dirfe nicht der
Eindruck entstehen, dass der Regionalrat seine Kompetenzen im Vorhinein aufgegeben hétte.

Wenn die Landesregierung die Position der Regionalréte schwéchen wolle, so stehe
dies in einem grofderen Zusammenhang, zum Beispiel auch mit der Einfiihrung eines § 10 a
des Landesplanungsgesetzes. Auch mit dieser VVorschrift, mit der sich der Regionalrat in sei-
ner letzten Sitzung befasst habe, werde von der Landesregierung eine Entmachtung der Regi-
onalréte angestrebt. Insgesamt entstehe der Eindruck, dass die Landesregierung, insbesondere
Minister Horstmann, die Regionalplanung und die Gebietsentwicklungs-planung durchl6-
chern wolle. Dem musse entgegengetreten werden, und deswegen wére es gut, wenn die Frak-
tion der SPD heute nicht Solidaritét mit Minister Horstmann zeigen wirde, sondern sich fir
eine offensive Interpretation der Befugnisse der Regionalréte und fir eine volle Anwendung
von deren Funktionen verwenden wirde. Sollte sich die SPD einer solchen Haltung verwei-
gern, wirde sie die Gefahr heraufbeschworen, dass irgendwann auf die Regional planung der
Mittelebene ganzlich verzichtet werden kénnte, womit méglicherweise nicht nur die Regio-
nalréte, sondern letzten Endes auch die Bezirks regierungen ihre Existenzberechtigung verl6-
ren.

Herr Mercks (SPD) erwidert, Herr Becker sollte Mitgliedern einer Partei wie der SPD,
die seit nunmehr 140 Jahren fur eine Politik der Solidaritét eintrete, nicht vorschreiben wol-
len, mit wem sie solidarisch zu sein hétten.

Ein Fehlgriff sai auch die Verwendung des Begriffs ,, Erméchtigungsgesetz* durch
Herrn Becker. Diesen Terminus in diesem Zusammenhang zu verwenden sei, historisch gese-
hen, zumindest etwas unvorsichtig.

Zur Resolution selber sei festzuhalten, dass sich die Fraktion der SPD der Stimme ent-
halten werde, weil sie in dem Stadium der Beratungen des Landtages, von dem vorhin die
Rede gewesen sei, noch kein endgiltiges Urteil abgeben wolle. Es habe keinen Zweck, sich
auf eine Art und Weise, die man geradezu als Resolutionszirkus bezeichnen konnte, Uber ein-
zelne Initiativen und Teilregelungen zu streiten, sondern es bleibe abzuwarten, welches Ge-
setz der Landtag am Ende beschlief3en werde.
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Herr Finke (FDP) entgegnet, auf das zu warten, was der Landtag beschlief3en werde,
sel genau das, was die FDP als mit antragstellende Fraktion nicht wolle. Gerade im Blick auf
die Vorgange um die Metrorapid-Planung habe der Regionalrat die Aufgabe, rechtzeitig Klar-
text zu reden sowie auf seine Kompetenzen und darauf zu verweisen, dass er sie wahrzuneh
men gedenke. Es wére angebracht, wenn sich die Vertreter der SPD nicht der Stimme enthiel-
ten, sondern sich der Auffassung anschlGssen., die von den anderen Fraktionen vertreten wer-
de.

Herr Wirtz (CDU) auf3ert sich erstaunt ber die Haltung der Landesregierung und auch
der SPD-Fraktion im Regionalrat, nachdem doch bel der Einflhrung der Regionalréte alle
Parteien fur die Kompetenzausstattung plédiert hétten, die die Regionalréte nun besil3en.
Ausschliefdlich wegen des Bemuhens der Landesregierung, beim Metrorapid ihre Ziele gegen
die Regionalrate durchzusetzen, werde nun ein Angriff auf diese Kompetenzausstattung ge-
startet. Die Landesregierung plane zwar kein Erméchtigungsgesetz, aber ein Regionalréte-
Entméchtigungsgesetz, mit dem zugleich versucht werde, die Einflussmdglichkeiten der
Kommunen zu beschneiden. Niemand im Regionalrat diirfe sich mit einer solchen Strategie
einverstanden erkléaren, und es sei ja auch zu erwarten, dass Minister Horstmann bei diesem
Projekt - wie bei anderen vorher - eine Bruchlandung erleben werde.

Herr G6tz (CDU) richtet an die Vertreter der SPD die Aufforderung, sich hier nicht
zum wiederholten Male durch Nichtbeteiligung an der Abstimmung oder durch Stimmenthal-
tung einer Entscheidung zu entziehen, bel der esim Kern um die Rechte und Zustandigkeiten
des Regionalrates ebenso wie um dessen Selbstversténdnis gehe.

Die Entscheidung Uber die Resolution sei dringlich, weil am 28. Mai im Landtag die
Anhorung zu dem Gesetzesvorhaben der Landesregierung stattfinden werde. Die Vorsitzen
den der Regionaréte seien dazu eingeladen, dirften allerdings nicht mindlich vortragen, son
dern kdnnten nur fir den jeweiligen Regionalrat eine schriftliche Stellungnahme abgeben und
sich auf Nachfragen dazu auf3ern. Die Verabschiedung der Resolution diene auch dem Zweck,
den Vorsitzenden fir dieses Verfahren mit einem klaren Mandat auszustatten.

Herr Kurth (SPD) sagt dazu, dem stehe eine Stimmenthaltung der Fraktion der SPD
keineswegs entgegen. Der Vorsitzende kdnne sich dann — bel Annahme der Resolution durch
die drei anderen Fraktionen —in Dusseldorf sogar darauf berufen, dass der Regionalrat Koln
die Resolution einstimmig angenommen haebe.

Herr Billmann (CDU) bewertet dieses Verhalten mit den Worten, damit gében die
Vertreter der SPD den Antragstellern Recht, allerdings nur indirekt, ohne es allzu deutlich
werden zu lassen. Nun kdnne man ja verstehen, dass die Minderheit der Mehrheit nicht un-
eingeschrankt Recht geben wolle, aber erstaunlich sei es doch, wenn digjenigen, die die Regi-
onaréte ins Leben gerufen hétten, jetzt gewissermalden gegen ihr eigenes Kind zu Felde -
gen. Naturlich liege das daran, dass die Landesregierung, wenn ihr Mehrheiten in Regionalra
ten nicht genehm seien, die Entscheidungen wieder an sich zu ziehen versuche, was mit jegli-
chen Demokratisierungsbestrebungen nicht zu vereinbaren sei. In gleicher Weise kénnte man
sonst auch die Burgerentscheide wieder abschaffen, damit die Regierung die lastigen Blrger
nicht mehr zu firchten habe, und eine noch vollstandigere L 6sung des Problems bestiinde
darin, die Birger selber abzuschaffen; dann konnte die Regierung endlich tun und lassen, was
sewolle.

Es bliebe zu kldren, wie sich die SPD mit ihrer stolzen demokratischen Tradition aus
140 Jahren zu solchen politischen Strategien verhalten wirde. Zu hoffen sei, dass sie zu der
Praxis zurtickfinde, die Regionalréte ernst zu nehmen, deren Kompetenzen voll auszuschop-
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fen und dort in sachlicher Diskussion mit den anderen Fraktionen nach den richtigen politi-
schen Entscheidungen zu suchen.

Vors. Lortherinnert an die Konzepte zur Neugestaltung des Landesplanungsrechts, die
von der Landesregierung im Jahre 2001 vorgestellt und verfolgt worden seien, und &ul3ert die
Befurchtung, dass die Aktivitéten, die momentan in Dlsseldorf zu beobachten seien, nicht zu
einem vernunftigen Gesamtergebnis, sondern zu einem rechtlichen Flickenteppich flhren
wurden. Es wirden augenblicklich - auch in der bevorstehenden Anhdrung im Landtag - drel
Bereiche miteinander vermengt, zum einen die gesetzliche Regelung tber den KVR, zum
zweiten der 8 10 aund zum dritten die Verordnung zu 8 23 a des L andesplanungsgeset zes.
Man konne nur hoffen, dass - auch und gerade im Sinne des Ruhrgebietes - eine LAsung ge-
funden werde, mit der alle Beteiligten leben kdnnten, aber zurzeit sehe das Ganze mehr nach
Flickschusterei aus, etwa was die Abgrenzung der Bestimmungen, die fir den KVR gelten
sollten, gegeniiber den Ubrigen Landesteilen betreffe. Eine wirklich sinnvolle Novellierung
des Landesplanungsrechts stehe noch aus, und es sehe nicht so aus, als wiirde eine solche No-
vellierung in dieser Legislaturperiode noch gelingen.

Sehr seltsam erscheine aLch die Vorbereitung der im Landtag anstehenden Anhdrung.
Die Vorsitzenden der Regionalrate konnten schriftliche Stellungnahmen einreichen und sich
auf Nachfragen auch mindlich &ufiern, aber - so habe es geheil3en - nur zum KV R-Gesetz und
zu 8 10 a des Landesplanungsgesetzes. Zu 8 23 a hingegen seien die Bezirksplaner, also Lan
desbeamte, eingeladen worden. Der dagegen erhobene Einwand des V orsitzenden des Regio-
nalrates Minster sei mit der Bemerkung kommentiert worden, es habe sich um ein Birover-
sehen gehandelt, und dann sei die Sache noch richtiggestellt worden. Demzufolge werde Herr
Diehl nun doch nicht an der Anhorung teilnehmen, und er habe auch keine schriftliche Stel-
lungnahme der Bezirksplanungsbehorde vorgelegt. Dies wiederum sei eigentlich schade, denn
der Regionalrat hétte Uber eine solche schriftliche Vorlage konstruktiv debattieren und sich
moglicherwel se einiges davon zu Eigen machen kénnen.

Herr Dohmen (CDU) appelliert an die Angehoérigen der SPD-Fraktion, von ihrer Ab-
sicht abzurticken, sich bei diesem Tagesordnungspunkt der Stimme zu enthalten. Sie sollten
sich dazu bekennen, Interessenvertreter nicht nur des Regionalrates, sondern auch der Stadte
und Gemeinden und der Birgerinnen und Burger zu sein, sollten in diesem Sinne die heute
mehrfach angesprochene Solidaritét zeigen und bei der Abstimmung daraus die richtigen
Schltisse ziehen.

Herr Becker (DIE GRUNEN) bittet den Vorsitzenden, bei der Anhérung im Landtag
ausdrticklich die Frage aufzuwerfen, ob die dort behandelte Gesetzgebung Auswirkungen auf
das Verfahren in Sachen BoA-Kraftwerk Bergheim-Niederaul3em haben kénne und zwar 0-
wohl fir den Fall einer vorherigen Anderung des LEP als auch fur den Fall des Ausbleibens
einer solchen Anderung. Es miisse geklart werden, wie sich die Folgen der 6. DVO in dieser
Angelegenheit darstellten.

Vors. Lorthsagt zu, diese Fragestellung in seine schriftlichen Darlegungen einzube-
Ziehen.

Frau Loida (SPD) schliefdt sich dem an, was der Vorsitzende zur Problematik eines
Gesamtkonzepts der Landesplanung und des Landesplanungsrechts ausgefihrt habe, macht
jedoch zugleich deutlich, dass in dem erwahnten Flickenteppich aus vielerlei Teilregelungen
die Regionalréte nicht unbedingt ihre Rolle als starke und selbstbewusste I nstitutionen gefun-
den hétten. Aufgabe der Regionalrdte wére es, konzeptionell zu denken und entsprechende
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Arbeit zu leisten. Resolutionen wie die hier vorliegende hingegen selen nicht geeignet, die
Daseinsberechtigung der Regionaréte unter Bewel's zu stellen.

Herr Becker (DIE GRUNEN) erwidert, solche Argumentationsmuster seien fir digje-
nigen charakteristisch, die in der Sache eine bestimmte Meinung hétten - in diesem Falle die-
selbe wie die Antragsteller -, die sich aber, wenn sie diese Meinung deutlich vertrdten, gegen
ihre eigene Partei auf einer htheren Ebere wenden miissten - ein Schicksal, dasim Ubrigen
vielen, auch der Fraktion DIE GRUNEN, nicht unbekannt sei.

Hinter den Einlassungen der Vertreter der SPD werde aber noch etwas anderes sicht-
bar: das Bemuhen, hinter den Kulissen Einfluss zu nehmen, statt formell eine Resolution zu
verabschieden. Bisher habe aber niemand glaubhaft machen kénnen, dass diese Strategie zum
Erfolg fuhre. Deshalb sai es notwendig, jetzt Flagge zu zeigen und zu bekunden, dass man
bestimmte Entwicklungen durchaus erkenne und sie nicht gutheil3e.

Festzuhalten bleibe, dass in letzter Zeit in kurzer Folge landesplanerische und regio-
nal planerische Ubergriffe der Landesregierung und des zustandigen Ministers erfolgten. Sol-
che Ubergriffe seien weder mit demokratischer Mitwirkung noch mit regionaler Konsensfin-
dung vereinbar und mussten zurlickgewiesen werden.

Beschluss:
Der Regionarat nimmt die Resolution mit den Stimmen von CDU, Fraktion DIE
GRUNEN und FDP bei Stimmenthaltung der SPD an.

TOPG6: Berufung eines beratenden Mitgliedes in den Regionalrat
Drs.Nr.. RR 77/2003

Vors. Lorthteilt mit, im Altestenrat sei eine Verstandigung dariiber erzielt worden,
dass auf geheime Wahl verzichtet werden kénne, es sl denn, eine solche werde ausdriicklich
gewunscht. - Da sie offenbar nicht gewinscht werde, konne die Benennung in offener Wahl
erfolgen.

Es wird einstimmig folgender Beschluss gefasst:
Der Regionarat beruft Herrn Wolfgang Schuldner zum beratenden Mitglied des Regi-
onalrates des Regierungsbezirkes Kéln fur den Landessportbund NRW.

TOPT7: Vorbereitung der Neuaufstellung des L andesentwicklungsplanes NRW
hier: Gebiete fur flachenintensive Grol3vorhaben
Drs.Nr.. RR 17/2003

Es wird ohne Aussprache einstimmig folgender Beschluss gefasst:
Der Regionarat unterstiitzt die Stellungnahme der Bezirksplanungsbehdrde (Ziffer 3
der Begriindung).

TOP 8: 5. Anderung des Gebietsentwicklungsplanes (GEP) Teilabschnitt Region Kéln
zur Neudarstellung eines Kraftwerkstandorts in Bergheim-Niederauf3em
(Braunkohlenkraftwerk mit optimierter Anlagentechnik - BoA)
hier: Einleitung des Erarbeitungsverfahrens
Drs.Nr.. RR 79/2003



NoName
TOP 8: 5. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes (GEP) Teilabschnitt Region Köln
zur Neudarstellung eines Kraftwerkstandorts in Bergheim-Niederaußem
(Braunkohlenkraftwerk mit optimierter Anlagentechnik - BoA)
hier: Einleitung des Erarbeitungsverfahrens
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Erganzung zu TOP 8:

Antrag der CDU-Fraktion zur Anderung des Beschlussvorschlages zur 5. And
erung des GEP TA Kdln - Kraftwerksstandort Bergheim-Niederauf3em

Drs. Nr.. RR 103/2003 (TV)

Herr Mercks (SPD) legt dar, der von der CDU-Fraktion eingebrachte Antrag werfe ei-
nige Fragen auf, die in absehbarer Zeit beantwortet werden missten, heute aber noch nicht
beantwortet werden kénnten. Die SPD-Fraktion empfehle daher, diesen Tagesordnungspunkt
erst in der Oktober-Sitzung des Regionarates zu behandeln, und verbinde damit zwel Vor-
schlége: erstens den, dass nach Einleitung des. Erarbeitungsverfahrens die Beteiligungsfrist
nicht drei, sondern sechs Monate betragen solle und zweitens den, dass die Bezirksregierung
prufe, ob die Burgerinitiative in die Liste der Beteiligten aufgenommen werden konne.

Herr Becker (DIE GRUNEN) bittet den Vorsitzenden, nicht sofort tiber den Antrag
auf Vertagung abstimmen zu lassen und auch nicht nur eine Gegenrede zuzulassen, sondern
allen Fraktionen Gelegenheit zu geben, sich zu dem bevorstehenden Verfahren zu aufern.

Vors. Lortherklart, er betrachte diese AuRRerung als Gegenrede zu dem von Herrn
Mercks gestellten Antrag und sei gehalten, Uber diesen Antrag nunmehr eine Entscheidung
herbeizufiihren.

Der Regionalrat fasst mit den Stimmen von CDU, Fraktion DIE GRUNEN und FDP
den Beschluss, den Vertagungsantrag der SPD-Fraktion abzulehnen.

Herr G6tz (CDU) bringt daraufhin namens der Fraktion der CDU zum Ausdruck, dass
sie diesen Punkt zwar nicht habe vertagen wollen, aber nicht gewillt sei, heute das Erarbei-
tungsverfahren einzuleiten. Sie stimme, wie in ihrem Ergénzungsantrag zum Ausdruck kom:
me, dem Kraftwerkserneuerungsprogramm zu, wolle aber zunéchst die noch offenen Punkte
geklart sehen, ohne deren Klarung das Verfahren nicht sachgerecht vonstatten gehen koénne.

Es handele sich dabel um vier Punkte, die in den Vorgespréchen bereits eine Rolle gg-
spielt hétten: erstens um die Dezentralisierung des BoA-Programms und um die Anzahl der
Standorte - darliber bestehe bis heute keine Klarheit -; zweitens um die Forderung nach einem
verbindlichen Zeitplan fur die jeweiligen Standorte, betreffend Neubau sowie Stilllegung und
Abriss oder Nachnutzung der Altanlagen; drittens um die Problematik der Verschattung und
um das Klimagutachten, wo man in den letzten Monaten keinen Schritt vorangekommen sei;
viertens - was mit dem dritten Punkt zusammenhange - um die Gréf3e und Dimension der
Bauwerke.

Nach ausfihrlichem Studium des Antrages, den RWE/Rheinbraun vorgeleat habe, sei
die CDU von dem Verhaten des Unternehmens sehr enttuscht, weil zahlreiche konkrete
Vorgaben, von denen in mindlichen Gesprachen oder bei der Antwort auf Anfragen der
CDU-Fraktion die Rede gewesen sei, nicht erfillt seien. Im Antrag ausdrticklich genannt sei-
en nur die Standorte Neurath und NiederaufRem:; alle anderen potenziellen Standorte seien
nicht aufgefihrt. Es wirden keine Angaben zum Klimagutachten und zu einer Reduzierung
der Verschattung cemacht. Dasselbe gelte fiir die stédtebauliche Wirkuna: Fir die Angaben
zur Schwadenreduzierung um 12 % wirden keine Beweise erbracht. Die Behandlung des
Themas ,, Fernwdrme* sei nicht konkret genug. Damit zeige der Antrag nicht die Qualitét, die
er haben misste, wenn mit dem Regionalrat und mit den betroffenen Blrgern verninftig um-
gegangen werden solle.

Die CDU-Fraktion lehne es ab, den Antrag des Unternehmens Uberhaupt wieder auf
die Tagesordnung des Regionalrates zu setzen, solange die erforderlichen Klarungen nicht
erfolgt selen; denn es habe keinen Zweck, dass sich der Regionalrat immer wieder mit unaus-



NoName
Es handele sich dabei um vier Punkte, die in den Vorgesprächen bereits eine Rolle gespielt
hätten: erstens um die Dezentralisierung des BoA-Programms und um die Anzahl der
Standorte - darüber bestehe bis heute keine Klarheit -; zweitens um die Forderung nach einem
verbindlichen Zeitplan für die jeweiligen Standorte, betreffend Neubau sowie Stilllegung und
Abriss oder Nachnutzung der Altanlagen; drittens um die Problematik der Verschattung und
um das Klimagutachten, wo man in den letzten Monaten keinen Schritt vorangekommen sei;
viertens - was mit dem dritten Punkt zusammenhänge - um die Größe und Dimension der
Bauwerke.

NoName
Nach ausführlichem Studium des Antrages, den RWE/Rheinbraun vorgelegt habe, sei
die CDU von dem Verhalten des Unternehmens sehr enttäuscht, weil zahlreiche konkrete
Vorgaben, von denen in mündlichen Gesprächen oder bei der Antwort auf Anfragen der
CDU-Fraktion die Rede gewesen sei, nicht erfüllt seien. Im Antrag ausdrücklich genannt seien
nur die Standorte Neurath und Niederaußem; alle anderen potenziellen Standorte seien
nicht aufgeführt. Es würden keine Angaben zum Klimagutachten und zu einer Reduzierung
der Verschattung gemacht. Dasselbe gelte für die städtebauliche Wirkung: Für die Angaben
zur Schwadenreduzierung um 12 % würden keine Beweise erbracht. Die Behandlung des
Themas „Fernwärme“ sei nicht konkret genug. Damit zeige der Antrag nicht die Qualität, die
er haben müsste, wenn mit dem Regionalrat und mit den betroffenen Bürgern vernünftig umgegangen
werden solle.
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gereiften Vorlagen beschéftige. Von dem Unternehmen seien in Erganzung des eingereichten
Antrages verbindliche und verpflichtende Erkl&rungen zu den soeben genannten Punkten zu
erwarten. Erst nach Abgabe solcher Erklérungen kénne eine weitere Befassung erfolgen, denn
es muisse von vornherein sichergestellt werden, dass das Verfahren auf eine fur alle Betroffe-
nen vertragliche Weise durchgefuhrt werde.

Dem Unternehmen konne in diesem Sinne nur empfohlen werden, konstruktiv mit
dem Arbeitskreis BoA-Planung zusammenzuarbeiten, dem - neben Vertretern des Unterneh
mens selbst - Vertreter der Stadt Bergheim und aller Fraktionen, Vertreter der Stadtteile und
Dorfer, Ortsvorsteher usw. angehorten und der auch von den Birgerinnen und Burgern und
den Betroffenen mitgetragen werde. Wenn dort konstruktiv gearbeitet und ein Kompromiss
erreicht worden sai, kdnne und miisse ein neuer, verbesserter Antrag vorgelegt werden.

Die CDU-Fraktion bitte also um Zustimmung zu ihrem Ergdnzungsantrag, in dem die
erwadhnten Punkte aufgelistet seien und in dem zusétzlich - unter Nr. 4 - die Bezirksregierung
aufgefordert werde, zu bestimmten Fragen Stellung zu nehmen.

Herr Becker (DIE GRUNEN) fiihrt aus, eine Einleitung des Verfahrens komme in der
Tat nicht in Frage, solange die stardortbezogenen Stilllegungsplane und ein Konzept zu den
Problemen der Verschattung und der klimatischen Verhdtnisse nicht auf dem Tisch légen. Zu
diesen Punkten habe es vorab eine gemeinsame Anfrage der CDU und der Fraktion DIE
GRUNEN gegeben, die bislang nicht zufriedenstellend beantwortet worden sei.

In den Vorbesprechungen seien von Rheinbraun zu diesen Fragen Unterlagen prasen
tiert worden, die wesentlich detail lierter gewesen seien als das, was jetzt zur Begrindung des
Antrages auf Einleitung des Verfahrens vorgetragen werde. Darin komme leider zum Aus-
druck, dass das Unternehmen auf eine nicht angemessene Weise mit dem Regionalrat und der
Bezirksregierung umgehe und dass es sich auch nicht ernsthaft genug mit den Belangen der
betroffenen Bevolkerung ausei nandersetze.

Der Regionalrat misse deshalb heute genau das Signal aussenden, von dem Herr Gotz
gesprochen habe. Zwar sei mit Sicherheit niemand dagegen, dass alte Kraftwerke durch neue
ersetzt wirden; es sei aber zunéchst zu kldren, ob das Unternehmen eine Strategie verfolgen
wolle, die gar nicht auf e nen solchen Austausch alter Kraftwerke durch neue hinaus aufe,
sondern darauf, dass alte Blocke, leicht saniert, noch fir lange Zeit welterliefen und zusétzlich
neue betrieben wirden - mit dem Resultat einer stark erhéhten Stromproduktion fur eine lan-
ge Ubergangszeit, vielleicht fur 15 bis 20 Jahre.

Beantwortet werden miisse von RWE/Rheinbraun auch die Frage, wie bei sich stark
Uberlappenden Laufzeiten von Altanlagen und neuen BoA-Bldcken deren Versorgung aus den
Tagebauen aussehen solle, mit anderen Worten, ob hierdurch nicht neue Tagebaue prgjudi-
Ziert wirden.

Selbstversténdlich kénnten und missten derartige Fragen nicht bis ins letzte Detail vor
der Einleitung des Verfahrens geklart werden. Vorher vorliegen mussten aber grundsétzliche
Festlegungen in Bezug auf die standortbezogenen Laufzeiten und die Stilllegungen sowie
hinsichtlich der Frage, wann und wo Altanlagen abgerissen und die freiwerdenden Flachen
fur Neubauten genutzt werden konnten.

Aus der Sicht der Fraktion DIE GRUNEN kénne und diirfe es also im Regionalrat
nicht darum gehen, die Erneuerung des Kraftwerkparks zu verzogern oder gar zu verhindern;
wohl aber gehe es darum, von vornherein sicherzustellen, dass diese Erneuerung auf eine
umweltschonende und fir die Bevolkerung zutrégliche Art und Weise gestaltet werde. Ein
aktueller Zeitdruck bestehe nicht, und das Unternehmen habe Gelegenheit, alle erforderlichen
Unterlagen sorgfaltig auszuarbeiten. Erst wenn diese Unterlagen vorlégen, werde der Regio-
nalrat am Zuge sein.

Die Fraktion DIE GRUNEN konne sowohl dem, was Herr Mercks vorgetragen habe,
als auch den Aussagen von Herrn Gotz folgen. Auch sie plédiere daftr, den Bergheimer Ar-



NoName
Zwar sei mit Sicherheit niemand dagegen, dass alte Kraftwerke durch neue
ersetzt würden; es sei aber zunächst zu klären, ob das Unternehmen eine Strategie verfolgen
wolle, die gar nicht auf einen solchen Austausch alter Kraftwerke durch neue hinauslaufe,
sondern darauf, dass alte Blöcke, leicht saniert, noch für lange Zeit weiterliefen und zusätzlich
neue betrieben würden - mit dem Resultat einer stark erhöhten Stromproduktion für eine lange
Übergangszeit, vielleicht für 15 bis 20 Jahre.

NoName
Beantwortet werden müsse von RWE/Rheinbraun auch die Frage, wie bei sich stark
überlappenden Laufzeiten von Altanlagen und neuen BoA-Blöcken deren Versorgung aus den
Tagebauen aussehen solle, mit anderen Worten, ob hierdurch nicht neue Tagebaue präjud iziert
würden.

NoName
Darin komme leider zum Ausdruck,
dass das Unternehmen auf eine nicht angemessene Weise mit dem Regionalrat und der
Bezirksregierung umgehe und dass es sich auch nicht ernsthaft genug mit den Belangen der
betroffenen Bevölkerung auseinandersetze.
Der Regionalrat müsse deshalb heute genau das Signal aussenden, von dem Herr Götz
gesprochen habe. Zwar sei mit Sicherheit niemand dagegen, dass alte Kraftwerke durch neue
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beitskreis in das Verfahren zu integrieren, aso zumindest informell in den Krels der Betellig-
ten aufzunehmen. Sie rege zudem an, dass die Bezirksregierung frihzeitig nicht nur mit dem
Antragsteller, sondern auch mit dem Arbeitskreis und der Birgerinitiative in Kontakt trete
und zwar mit dem Ziel, Friktionen, die im spateren Verfahren auftreten kdnnten, moglichst
schon im Vorfeld auszuschlief3en.

Herr Finke (FDP) sagt, die Fraktion der FDP sei urspringlich dafir gewesen, das Ver-
fahren heute einzuleiten und offene Fragen im Verfahren zu klaren. Nach Gespréchen auch
mit der Birgerinitiative und deren Anwélten sei sie jedoch zu demselben Ergebnis gekom-
men, das von den Vorrednern skizziert worden sei: Der Flachenbedarf der Kraftwerke sel
noch nicht gentigend prézisiert; zurzeit gebe es eine Konzentration auf zwel Neubaustandorte,
aber es musse auch Uber Alternativen gesprochen werden; die Abfolge, also der Ersatz von
alten durch neue Kraftwerke, sei zu kléren usw.

In al diesen Fragen muisse der Regionalrat nicht nur griindlich informiert, sondern
auch in die Lage versetzt werden, selber Vorgaben zu machen und Entscheidungen zu treffen.
Vor alem misse es seitens des Unternehmens verbindliche Zusagen geben, auf die sich so-
wohl der Regionalrat als auch die betrofferen Blrger verlassen kdnnten.

Daraus ergebe sich zwingend, dass das Verfahren heute noch nicht eingeleitet werden
konne, sondern das Unternehmen zunéchst reagieren misse. Signale dafUr, dass die Firma
Rheinbraun die noch zu I6senden Aufgaben zlgig erledigenwerde, seien im Vorfeld leider
nicht gegeben worden. Es sai zu hoffen, dass die Vertreter des Unternehmens, die die heutige
Debatte des Regionalrates verfolgten oder auswerteten, dafUr sorgten, dass sich das bald dnde-
re. Denn das Kraftwerkerneuerungsprogramm solle selbstverstandlich nicht aufgehalten wer-
den; es werde von alen im Regionalrat vertretenen Parteien nach wie vor beflrwortet, miisse
aber vertraglich sein und vom Regionalrat mitgestaltet werden kénnen. Dass man den Regio-
nalrat gewissermal3en auf3envor lasse, indem man ihm Informationen vorenthalte, konne
nicht hingenommen werden.

Die Einbeziehung des Bergheimer Arbeitskreises in das Verfahren werde auch von der
FDP beftrwortet. Die Bezirksregierung sei gebeten, diese Einbeziehung zu erméglichen.

Ebenso stimme die FDP der Forderung zu, dass das Unternehmen ein Klimagutachten
erarbeiten lasse. Dass eln solches Gutachten einen bestimmten finanziellen Aufwand erforde-
re, sei nicht zu bestreiten; es musse aber vorliegen, wenn man in dieser Sache wirklich wei-
terkommen wolle.

Herr Kurth (SPD) betont zunéchst, der von Herrn Mercks fir die SPD-Fraktion ge-
stellte Vertagungsantrag weiche in seiner Zielsetzung nicht von dem ab, was die CDU in i
ren Erganzungsantrag aufgenommen habe.

Er weist dann darauf hin, dass der Regionarat Disseldorf - mit dhnlichen politischen
Konstellationen, wie sie im Regionalrat Koln gegeben seien - am 9. Oktober des vergangenen
Jahres zum Standort Grevenbroich-Neurath einen Beschluss zur Anderung des GEP gefasst
habe und dass RWE/Rheinbraun beabsichtige, dort bis zum Jahre 2009 Baumal3hahmen
durchzufihren. Die offenen Fragen zur Anlagentechnik und zu vielen anderen Themen, die
hier heute aufgeworfen worden seien, stellten sich fir das Projekt in Neurath in gleicher oder
ahnlicher Weise wie fur den Standort NiederauRem. Deshalb wére es sinnvoll, wenn die Be-
zirksregierungen in Koln und in Dusseldorf Kontakt miteinander aufndhmen und sich ab-
stimmten. Vielleicht gebe es auf der einen Seite schon Erkenntnisse, die ohne eine solche
K ontaktaufnahme auf der anderen Seite erst noch mihsam gewo nnen werden missten.

Im Altestenrat habe es, wie schon angedeutet worden sei, einen intensiven Gedanken
austausch Uber die Présentation der Plane von RWE/Rheinbraun anlésslich der Ortsbesichti-
gung in Niederaul3em gegeben. Seinerzeit habe das Unternehmen sehr klar dargelegt, wie die
Zeitschiene aussehen solle und was auf dieser Schiene wo geschehen solle. Die entsprechende


NoName
Nach Gesprächen auch
mit der Bürgerinitiative und deren Anwälten sei sie jedoch zu demselben Ergebnis gekommen,
das von den Vorrednern skizziert worden sei: Der Flächenbedarf der Kraftwerke sei
noch nicht genügend präzisiert; zurzeit gebe es eine Konzentration auf zwei Neubaustandorte,
aber es müsse auch über Alternativen gesprochen werden; die Abfolge, also der Ersatz von
alten durch neue Kraftwerke, sei zu klären usw.
In all diesen Fragen müsse der Regionalrat nicht nur gründlich informiert, sondern
auch in die Lage versetzt werden, selber Vorgaben zu machen und Entscheidungen zu treffen.
Vor allem müsse es seitens des Unternehmens verbindliche Zusagen geben, auf die sich sowohl
der Regionalrat als auch die betroffenen Bürger verlassen könnten.
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Unterlage sai der Bezirksregierung trotz einer darauf abzielenden Anforderung bisher offen
bar nicht ausgehandigt worden. Dies musse nachgeholt werden, damit der Regionalrat die
Planungen konkret nachvollziehen konne.

Nach einer Aussage, die der Bezirksplaner im Altestenrat gemacht habe, werde fir das
anstehende Verfahren ab Juli 2004 EU-Recht gelten. Welche Folgen das fur das weitere Pro-
zedere haben werde, miisse gleichfalls noch geklért werden.

Aul¥erdem waére das sinnvoll, was die CDU auch beantragt habe, namlich die Vorlage
einer schriftlichen Stellungnahme der Bezirksregierung zu den Einlassungen der Vertreterin
der Burgerinitiative, der Rechtsanwaltskanzlei Lenz und Johlen. Eine solche Stellungnahme
mUsse eine juristische Bewertung dessen, was die Anwalte vorgebracht hétten, enthalten.

Vors. Lorthhebt den zuletzt genannten Punkt as besonders wesentlich hervor.

Herr Billmann (CDU) unterstreicht die Tatsache, dass hier der seltene Fall vorliege,
dass die kommunalen Vertretungen, der Regionalrat und die Bezirksregierung im Grunde
dasselbe Zid verfolgten. Sie ale erwarteten, dass die offenen Fragen beantwortet wirden.
Zeitnah ausgerdumt werden konnten die vorhandenen Bedenken nur durch RWE/Rheinbraun,
und es liege am Unternehmen selber, ob das bis Oktober gelingen werde.

Es bedurfe keiner weiteren Erwdhnung, dass das Programm zur CO,-Reduzierung von
allen Fraktionen unterstlitzt werde. In diesem Zusammenhang miisse untersucht werden, ob es
technisch und energiewirtschaftlich moglich sal, erst alte Blocke still zulegen und danach neue
zu errichten, und ob das an einem Standort geschehen kénne oder ob dazu Standorte ausge-
tauscht werden mussten.

Die Bedenken der betroffenen Bevolkerung in Sachen Verschattung seien sehr ver-
stéandlich, und die Forderung, ingenieurtechnische L ésungen dieses Problems zu finden, sel
vollkommen berechtigt. Friher sai die Entstickung als nicht |6sbares Problem bezeichnet
worden, aber heute sei sie Stand der Technik, und in gleicher Weise missten bei der Vermei-
dung von Verschattungen Fortschritte erzielt werden. Ahnliches gelte fiir die Reduzierung der
Abwéarme bzw. fir deren gewinnbringende Nutzung. Wenn in all diesen Fragen positive Per-
spektiven aufgezeigt werden konnten, werde es dem Regionalrat sicher moglich sein, den
Weg flr die Projekte von RWE/Rheinbraun freizumachen.

Herr Diehl (Bezirksplaner) trégt vor, zwischen dem GEP-Verfahren im Regierungsbe-
zirk Dusseldorf und dem hier besprochenen bestiinden erhebliche Unterschiede, bei spielswei-
se deshalb, weil in Niederauf3em bereits ein BoA-Block existiere. Schon deswegen habe die
Bezirksregierung von Anfang
an - seit Beginn der Gesprache mit RWE/Rheinbraun tber die Umsetzung des Kraftwerker-
neuerungs- Programme - Wert darauf gelegt, mit der Stadt Bergheim und mit den Betroffenen
Kontakt zu pflegen und Uber alle Fragen offen zu diskutieren. Sie meine, insofern den Anfor-
derungen gentigt zu haben und weiterhin zu geniigen, die der Regionalrat in der heutigen De-
batte erhoben habe.

Er personlich - so Herr Diehl weiter - habe sich vor Ort um eine intensive Diskussion
aler Fragen bemiht, er sei metrfach in Bergheim gewesen, auch im Rat der Stadt, habe dort
Rede und Antwort gestanden, habe an Burgerinformationsveranstaltungen teilgenommen und
stehe auch in Kontakt mit der BUrgerinitiative. Von dieser umfassenden Zusammenarbeit sol-
le auch das weitere VVorgehen gekennzeichnet sein.

In diesem Zusammenhang sei die - hier heute auch aufgeworfene - Frage zu sehen, ob
die Burgerinitiative in den Kreis der Verfahrensbeteiligten einbezogen werden kénne. Damit
stelle sich auch ganz generell - unabhangig vom konkreten Fall - die Frage nach der Einbezie-
hung der Offentlichkeit. Nun spreche das L andesplanungsgesetz unmissverstandlich von der
Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange. Ein Trager 6ffentlicher Belange kdnne eine BUr-
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gerinitiative niemals sein. Politische Auswirkungen der Tétigkeit der Bergheimer Burgeriniti-
ative oder Uberhaupt Meinungsbildungen der betroffenen Birger konnten nur auf dem Wege
Uber die Willensbildung im Rat der Stadt in das Verfahren einfliel}en. Eine direkte Offert-
lichkeitsbeteiligung im Gebietsentwicklungsplanverfahren sei vom Gesetz ausdriicklich aus-
geschlossen und kénne demnach nicht vorgesehen werden.

Das im Regierungsbezirk Dusseldorf eingeleitete GEP-V erfahren zum Standort Neuw-
rath sel schon sehr weit gediehen. Vor kurzem habe der Erérterungstermin stattgefunden, in
dem Ubrigens weithin Einvernehmen geherrscht habe. Wahrscheinlich kénne dieses Verfahren
noch vor der Sommerpause abgeschlossen werden. Wegen der angesprochenen unmittelbaren
Erfahrungen, die in Niederauf3em bereits vorlagen, bestehe allerdings kein Anlass zu der An-
nahme, dass das Verfahren im Regierungsbezirk Koln auf die gleiche Weise ablaufen kdnne
oder musse. Das zeige sich ja schon darin, dass der Regionalrat heute deutlich mache, dass er
vor der Einleitung des Verfahrens noch bestimmte Fragen beantwortet sehen wolle, was auch
sein gutes Recht sei; denn nattrlich misse der vom Unternehmen vorgelegte Antrag plausibel
und nachvollziehbar sein, und es sei auch sinnvall, ein Verfahren nur dann einzuleiten, wenn
zumindest eine gewisse Wahrscheinlichkeit bestehe, dass es zu einem positiven Ende ge-
bracht werden koénne.

Zum Schriftsatz der Anwaltskanzlel Lenz und Johlen werde sich die Bezirksregierung,
wie gewlnscht, schriftlich aul3ern. Klar sei allerdings, dass das von der Kanzlei Vorgetragene
keinen Grund darstelle, nicht ins Verfahren einzutreten.

Herr G6tz (CDU) zieht aus dem im bisherigen Verlauf der Debatte Gesagten den
Schluss, dass es sachdienlich ware, den Erganzungsantrag der CDU mit seinen vier Punkten
um die folgenden drei Absétze zu erweitern:

5. Der Regionalrat Koln bittet die Bezirksregierung Koln, bei der RWE Rhein-
braun AG die noch ausstehenden Folien aus dem Vortrag in der Sitzung A+
fang April 2003 einzufordern.

6. Die Bezirksregierung wird gebeten, darzulegen, welche Auswirkungen die
Plan-UVP-Richtlinie auf das Verfahren hat.

7. Die Bezirksregierung wird gebeten, zu prifen, ob die Birgerinitiative aul3er-
halb der Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange im Verfahren angemessen
einbezogen werden kann.

Herr Becker (DIE GRUNEN) regt an, Absatz 5 wie folgt zu formulieren:
Der Regionalrat K4ln bittet die Bezirksregierung Koln, bei der RWE Rheinbraun AG

die noch ausstehenden Folien, inshesondere zu den Laufzeiten der einzelnen Kraft-
werksbldcke, elnzufordern.

Herr G6tz (CDU) erkléart sich damit einverstanden und bittet um Annahme des Ergan
zungsantrages der CDU in der so abgednderten Fassung.

Vors. Lorthmacht darauf aufmerksam, dass dieser Beschlussvorschlag keine Termin-
setzung enthalte, also auch nicht die Absichtserkldrung umfasse, diesen Punkt der Tagesord-
nung in der Sitzung des Regionalrates im Oktober zu behandeln.

Herr Mercks (SPD) meint dazu, sein Vorschlag, die Angelegenheit auf Oktober zu
verschieben, habe nicht zuletzt das Ziel verfolgen sollen, das Unternehmen zu beschleunigtem
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Handeln zu drangen. Die SPD-Fraktion sai aber bereit, auf die Nennung eines konkreten
Termins zu verzichten, sal also mit der Beschlussfassung im Sinne eines ,,so bald wie mog-
lich* einverstanden.

Der Regionalrat fasst einstimmig den Beschluss, den B géanzungsantrag der Fraktion
der CDU in der erweiterten Fassung anzunehmen.

TOP9: Antrag der Gemeinde Inden zur Anderung des Gebietsentwicklungsplans
(GEP) Teilabschnitt Region Aachen zur Neudarstellung eines
A SB-Schophoven
Drs. Nr.. RR 80/2003

Herr Dohmen (CDU) fihrt aus, wegen des dortigen Braunkohlentagebaus und der
Umsiedlung von Pier habe die Gemeinde | nden grof3e Probleme zu bewadltigen, auch solche
der Siedlungs- bzw. Bevolkerungsentwicklung. Der Regionalrat habe sich bei der Gebiets-
entwicklungsplanung mehrfach mit diesen Problemen befasst, sei zu dem jetzt im GEP vor-
liegenden Ergebnis gelangt, und dem entspreche der Beschlussvorschlag der Behdrde, dem
Antrag der Gemeinde auf Ausweisung eines A SB-Standortes Schophoven nicht zu folgen.

Es missten in diesem Zusammenhang an die Gemeinde Inden aber nicht die allgemei-
nen, sondern besondere M al3stébe angelegt werden. Die Gemeinde mache sich mit Recht Sor-
gen, was die Mdglichkeiten einer gesunden Weiterentwicklung betreffe, und deswegen wére
es gut, wenn der Regionalrat es nicht bei einer Entscheidung im Sinne der vorliegenden Be-
schlussempfehlung belief?e, sondern Folgendes hinzufigte:

Der Regionalrat Koln unterstiitzt die Gemeinde Inden bei entsprechend drangendem

Wohn und Planungsbedarf dahingehend, dass tiber die jetzige Festsetzung des GEP

hinaus eine erweliterte bauliche Entwicklung - auch in Schophoven - von den beteilig-

ten Stellen erméglicht wird.

Frau Herlitzius (DIE GRUNEN) unterstiitzt diesen Zusatzantrag und merkt an, die
Fraktion DIE GRUNEN hétte sich schon in den Beratungen des Braunkohl enausschusses da-
flr eingesetzt, die Entwicklung der Gemeinde Inden genau zu beobachten und auf Probleme
oder Fehlentwicklungen zu reagieren. Die Angste und Sorgen, die in der Bevolkerung bestin-
den, mussten ernst genommen werden und es sollten schon jetzt planerische Akzente im Sin-
ne der Gemeinde gesetzt werden, auch wenn sie maglicherweise erst in 10 oder 15 Jahren
zum Tragen kamen.

Herr Kurth (SPD) réaumt ein, dass der Gemeinde Inden Hilfe bei der Bewdltigung ihrer
planerischen Schwierigkeiten zugesagt worden sei, meldet aber Zweifel daran an, dass sich
dann, wenn dem Antrag der Gemeinde stattgegeben wirde, die Dinge in der Realitét wirklich
zum Besseren wenden kénnten. Man muisse wissen, dass der Gemeinde nach der Rekultivie-
rung des Tagebaus ohnehin eine zusétzliche Flache von 20 ha zur Verfligung stehen werde,
sodass es der Ausweisung eines ASB Schophoven wirklich nicht bedirfe. Es spreche nichts
dagegen, an die Gemeinde, die durch die Braunkohlenplanung in der Tat gebeutelt sei, Signa-
le des guten Willens auszusenden, aber man misse immer prifen, ob man dabel nicht einem
Verhaltensmuster verhaftet bleibe, das mit dem Begriff , Augenwischerei“ zutreffend be-
schrieben wére.

Herr Schmitz (CDU) hebt hervor, die Gemeinde Inden habe durch den Tagebau setr
zu leiden, weil 70 % ihrer Fléche verlorengingen. Hinzu komme, dass sich die Mehrheit der
Bulrger von Pier dafirr entschieden habe, in die Nachbargemeinde Langerwehe umzusiedeln.
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Ein kleinerer Teil wolle in Inden bleiben, und dafiir kédmen zwel Siedlungsbereiche in Frage,
zum einen Schophoven, zum anderen das Gebiet um die Waagmuhle im Siiden von In+
den/Altdorf.

Der zustandige Arbeitskreis des Braunkohl enausschusses habe sich darum bemdiht, der
Gemeinde Inden zu helfen und ihren Fortbestand zu sichern. Stdlich von Schophoven stin-
den Gebiete zur Verfiigung, in denen 100 Hauser und 250 Wohnungseinheiten errichtet wer-
den kdnnten, was vom Bergbautreibenden auf anerkennenswerte Weise unterstiitzt werde.
Sollte dies nicht ausreichen, miisse man zu neuen Uberlegungen kommen, aber nach dem ge-
genwartigen Stand der Dinge kénne nur dem entsprochen werden, was die Bezirksregierung
in ihrem Beschlussvorschlag zum Ausdruck bringe.

Herr Diehl (Bezirksplaner) betont, auch die Bezirksregierung bemihe sich, der Ge-
meinde Inden im Rahmen dessen, was auf den verbleibenden Flachen geschehen kdnne, zu
helfen. Im Zuge der Uberarbeitung des GEP sei die Flache an der Waagmiihle - am heutigen
Siedlungsschwerpunkt Inden/Altdorf - mit dem Ziel ausgewiesen worden, diesen Siedlungs-
schwerpunkt zu stdrken und die gemeindliche Entwicklung dort zu konzentrieren. Auf3erdem
sei der Gemeinde im August letzten Jahres per Verfligung der Behdrde im Bereich Schopho-
ven der Bebauungsplan ,, Gut Mllenark” als landesplanerisch angepasst bestétigt worden.
Nach den Grundsatzen der Landesplanung wére dies eigentlich nicht moglich gewesen; es sai
nur deshalb geschehen, weil einer Gemeinde eine solche Ansiedlungsmoglichkeit nicht ver-
wehrt werden kdnne, wenn sie ohnehin viele Blrger verliere, andere Einwohner dort aber
bauen wollten. Das sai nicht eine Mal3nahme des guten Willens gewesen, sondern weit mehr,
und damit seien auf mittlere Sicht - flr einen Zeitraum von 8 bis 10 Jahren - alle baulichen
Perspektiven erdffnet, die die Gemeinde brauche.

Fir die Zeit nach 2010 stiinden westlich von Lamersdorf 20 bis 22 ha zur Verfligung.
Diese Flachen seien bereits verkippt. Im Augenblick kénne dort noch nicht - oder nur mit
einem so erheblichen technischen Aufwand, dass er kaum zu bezahlen wére - gebaut werden,
aber im Zeitraum 2010/12 werde das unter normalen Bedingungen moglich sein.

Was dartiber hinaus notwendig sein werde oder sein konnte - also zu einem Zeitpunkt
weit nach 2010 -, sollte in spéterer Zeit diskutiert und entschieden werden. Durch die Verle-
gung der Inde und durch die Rekultivierung des Tagebaus entstiinden Freiraume, die langfris-
tig durchaus auch fur Siedlungs-entwicklungen genutzt werden konnten. Fir die Gemeinde
seien somit weitere Entwicklungsperspektiven absehbar, sodass man sich keinesfalls mit dem
Gedanken beschéftigen sollte, sie ganzlich aufzul 6sen.

Fairerweise und ehrlicherwelse sollte man der Gemeinde Inden sagen, dass ihr Ent-
wicklungs- moglichkeiten tiber die soeben genannten Perspektiven hinaus nicht eingeraumt
werden konnten. Fir das, was in den kommenden Jahren dort geschehen kdnne, seien die
V oraussetzungen nicht nur geschaffen worden, sondern man sei sogar Uber das hinausgegan-
gen, was Ublicherweise zuldssig sai. Eine Anpassungs-bestétigung, wie Inden sie fur ,, Gut
Mullenark® erhalten habe, wére einer anderen Gemeinde, die sich nicht in dieser tagebaube-
dingten Situation befunden hétte, nicht zugestanden worden.

Aus diesen Grunden bitte die Behdrde den Regionalrat, der in der Beschlussempfeh-
lung zum Ausdruck kommenden Entscheidung als der einzig moglichen zuzustimmen.

Herr Dohmen (CDU) macht geltend, Herr Diehl habe mit seinen Darlegungen eine zu-
sétzliche Beschlussfassung, wie er - Herr Dohmen - sie vorgeschlagen habe, im Ergebnis un-
terstiitzt. Es werde darin ja nur gesagt, dass eine erweiterte bauliche Entwicklung auch in
Schophoven langfristig nicht ausgeschlossen werden sollte.

Die Entwicklungsplanung der Gemeinden sei deren hoheitliche Aufgabe, und das soll-
te grundsétzlich respektiert werden. Normalerweise durften den Gemeinden da keine Vor-
schriften gemacht werden, und so sollte es auch in diesem Falle der Gemeinde Inden Uberlas-
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sen werden, entsprechende Entscheldungen zu treffen. In diesem Sinne wére es sinnvoll,
wenn der Gemeinde durch den Regionalrat signalisiert wirde, dass ihren Belangen Rechnung
getragen werde, auf lange Sicht mdglicherweli se auch tber das hinaus, was derzeit im GEP
verankert sei. Nicht mehr, aber auch nicht weniger werde durch den vorgetragenen Ergan
zungsantrag zum Ausdruck gebracht.

Vors. Lorthschlégt vor, Uber den Antrag von Herrn Dohmen nicht formell zu be-
schlief3en, sondern den Text al's Protokollnotiz dem Beschlussvorschlag der Bezirksregierung
beizufligen.

Der Regionalrat fasst daraufhin unter Berticksichtigung dieser ProtokolInotiz einstim-
mig folgenden Beschluss: Der Regiondrat lehnt die von der Gemeinde Inden beantragte An-
derung des Gebietsentwicklungsplans Teilabschnitt Region Aachen zur Neudarstellung eines
ASB Schophoven ab.

TOP 11: Jahresforderprogramm Tourismus 2003
Drs.Nr.. RR/ KRS 72/2003

Der Regionarat nimmt das Jahresférderprogramm 2003 - Tourismus - zur Kenntnis.

TOP 12 Jahresforderprogramm Wasserwirtschaft
Drs. Nr.: RR/KRS 74/2003

Vors. Lorthspricht den Umstand an, dass die Hochwasserschutzmal3nahme in Bonn-
Beuel in die Kategorie Il eingestuft worden sei. Das bedeute nichts anderes, als dass diese
Malinahme abgelehnt werde. Er bitte um Prifung, ob eine Einstufung in Klasse |1 ermdglicht
werden konne.

Herr Jesemann (Dezernat 54) berichtet, das zustandige Ministerium habe die Durch-
fuhrung von Schutzmal3nahmen am Rhein, die unterhalb des 100j&hrlichen Ereignisses |agen,
abgelehnt. Das Projekt in Bonn-Beuel liege in der Kategorie eines 30- bis 50-jahrlichen Er-
eignisses.

Zu unterscheiden sei im Ubrigen zwischen der Genehmigungsfahigkeit und der For-
derfahigkeit. Insoweit existiere, was den Bonner Antrag angehe, eine schwierige Situation.
Der Antrag misse nicht formell abgelehnt werden, sondern man kdnne ihn ruhen lassen und
die Gesprache zwischen der Stadt Bonn und dem Umweltministerium abwarten.

Frau Loida (SPD) weist darauf hin, dass es aul3erhalb der hier geltenden Systematik in
diesem Jahr weitere Forderantrage aus Koln geben werde und dass daftir 60 % Fordermittel
des Landes bereits zugesagt worden seien.

Der Regionarat nimmt den Bericht Uber das Jahresférderprogramm 2003 und die
Auswertung 2002 - Malinahmen des Wasserbaus - zur Kenntnis.
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TOP 13: Jahresforderprogramm Naturschutz und Landschaftspflege
Drs.Nr.. RR/KRS 73/2003

Der Regionarat nimmt das Jahresférderprogramm 2003 - Naturschutz und Lard-
schaftspflege - zur Kenntnis.

TOP 14. Jahresforderprogramm Abfallbeseitigung/Altlasten
Drs.Nr.. RR/KRS 75/2003

Der Regionarat nimmt das Jahresfoérderprogramm 2003 - Altlasten - zur Kenntnis.

TOP 15: Mitteilungen
a) der Bezirksregierung
C.) der Verkehrskommission
Beschlusszusammenfassung der 11. VK -Sitzung am 16.05.2003
Drs. Nr.. RR 98/2003 (TV)

Vors. Lorthstellt fest, hierzu 1&gen keine Wortmeldungen vor.
b.) des Vorsitzenden

Vors. Lorth gibt bekannt, im Altestenrat seien folgende Vereinbarungen getroffen
worden:
Die Sitzung der Entsorgungskommission finde nicht am 27. Juni, sondern am 26. September
2003 statt. Weil der letztgenannte Termin jedoch fir die Sonderkommission National park
Eifel eingeplant sei, misse nach der am 18. Juli stattfindenden 3. Sitzung dieser Sonderkom+
mission im Altestenrat am 24. Juli entschieden werden, ob der September-Termin bendtigt
werde oder nicht. Sollte er benétigt werden, werde die Entsorgungskommission ftir 13.30 Uhr
einberufen werden, andernfalls - wie tblich -fur 10.30 Uhr.

d.) der Kommission fir Regional planung und Strukturfragen
Beschlusszusammenfassung der 10. KRS-Sitzung am 09.05.2003
Drs. Nr.. RR 96/2003 (TV)

Herr Mercks (SPD) erinnert an die in der Strukturkommission gefiihrte Debatte Uber
die EU-Gemeinschaftsaufgabe INTERREG und an die Anregung von Herrn Kurth, in den
Prifbereichen A, B und C auch den Nationalpark Eifel zu berticksichtigen. Er bittet darum,
die Weichen rechtzeitig so zu stellen, dass die Einrichtung des National parks nicht an den
INTERREG-KTriterien scheitere.

e) Mndliche Anfragen im Rahmen der Sitzung

Vors. Lorthteilt mit, hierzu liege nichts vor, und schlief die Sitzung um 12.25 Uhr.




Sachgebiet:

Drucksache

Seite

Regionalrat Niederschrift der 13. Sitzung

RR 125/2003

22

Der Vorsitzende des
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Regionalrat des
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(Jurgen Roters)
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(Rud%lf Fi nke)
FDP-Fraktion
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E-Mail:  rudoiffinke@t-online.de
Internet:  www.fdp-regionalrat-koeln.de

FDP im Regionalrat Kéin — Wiedsty. 22b — 53859 Niederkassel 23.5.2003

Betr.: 5.Anderung des GEP TA Region Kéin
Neudarstellung eines Kraftwerkstandorts in Bergheim-Niederaussem (BoA)
Einleitung des Erarbeitungsverfahrens durch die Bez.Reg. Kéin
Beschlussvorlage Ds RR 79/2003 vom 23.5.2003

Stellungnahme

Die FDP-Fraktion im Regionalrat KéIn stimmt der Einleitung des Erarbeitungsverfahrens
zur o.a. Anderung des GEP nicht zu.

Aus den bisher voriiegenden Unterlagen der RWE Rheinbraun werden Flachenbedarf
und Untersuchungsergebnisse Uber Alternativstandorte nicht ausreichend klar. Das
Gleiche gilt fur die Frage einer Verteilung der Kraftwerksanlagen auf mehr als zwei
Standorte.

Es fehlen ferner klare Aussagen tber die Abfolge und Zeitrahmen der Bauvorhaben der
einzelnen Blécke. Die FDP befurwortet eine Bau-Reihenfolge: BoA2 und BoA3 in Neu-
rath und erst BoA4 in Niederaussem auf dem vorhandenen Betriebsgelénde, auf dem
Altanlagen zuvor demontiert wurden.

Zu diesen Punkten brauchen wir verbindliche Ausfuhrungen und Zusagen.

Fur das weitere Vorgehen unterstitzt die FDP die Forderung nach angemessener Ein-
bindung des Arbeitskreises BoA-Planung und die Erarbeitung eines Klimagutachtens
durch die Antragstellerin.
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